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Klimagruppe Letzte Generation:
Durchsuchungen in Berlin und anderen

Städten
Nach Störaktionen an Flughäfen durchsuchte die Polizei

Wohnungen der Klimagruppe Letzte Generation in
mehreren Städten Deutschlands.

Durchsuchungen bei Klimaaktivisten: Ein
tiefgreifender Eingriff in das
Demonstrationsrecht

Die jüngsten Durchsuchungen in Berlin und anderen Städten
werfen ein Schlaglicht auf die Spannungen zwischen dem Recht
auf Protest und der öffentlichen Sicherheit. Nach den
Störaktionen, die Mitglieder der Klimagruppe Letzte Generation
am 25. Juli 2023 am Frankfurter Flughafen durchführten, kam es
zu einer Razzia, die sowohl die Bewegung als auch die breitere
Gesellschaft in Deutschland betrifft.

Die Aktionen am Flughafen

Am besagten Tag kam der Flugverkehr in Frankfurt für mehrere
Stunden zum Stillstand, als Klimaaktivisten sich mit Kleber auf
den Landebahnen festkleben. Ziel dieser friedlichen Protestform
war es, auf die drängende Klimakrise aufmerksam zu machen.
Die Gruppe Letzte Generation hat sich zum Ziel gesetzt, den
gesellschaftlichen Diskurs rund um Umweltschutz und
nachhaltige Entwicklung anzuregen.

Reaktionen der Behörden



Die Polizei ergriff um 6:30 Uhr morgens Maßnahmen und
durchsuchte die Wohnungen acht mutmaßlicher Aktivisten in
Städten wie Berlin, Freiburg, Halle, Leipzig und Mannheim.
Beamte nahmen sowohl persönliche Gegenstände als auch DNA-
Proben der Betroffenen mit. Laut einem Polizeisprecher geschah
dies auf Antrag der Staatsanwaltschaft Frankfurt/Main, um
mögliche rechtliche Schritte einzuleiten.

Verfolgung von Demonstranten

Die Letzte Generation bezeichnete die Durchsuchungen als
einen Angriff auf die Rechte von „friedlich Protestierenden“. Es
bleibt abzuwarten, welche rechtlichen Konsequenzen die
betroffenen Mitglieder der Gruppe erwarten. Insgesamt wurden
im Zusammenhang mit den Aktionen die Wohnungen von acht
Aktivisten durchsucht, darunter vier Männer, zwei Frauen und
zwei nicht-binäre Personen im Alter zwischen 20 und 44 Jahren.

Gesellschaftliche Implikationen

Die Situation führt zu einer intensiven Diskussion über das
Demonstrationsrecht und die Grenzen ziviler Ungehorsamkeit.
Viele Menschen stellen die Frage, inwieweit staatliche
Maßnahmen gegen Aktivisten gerechtfertigt sind, die in ihrem
Streben nach Veränderungen gewaltsamere Protestformen in
Betracht ziehen. Dies könnte auch Auswirkungen auf andere
Bewegungen und das allgemeine Verständnis von Protest in
Deutschland haben.

Fazit

Die Razzia bei den Mitgliedern der Letzten Generation wirft
grundlegende Fragen über die Rolle des Protests und den
Umgang mit politischen Ansichten auf. Die Debatte über
Klimaschutz und die Mittel, mit denen diese Botschaften
vermittelt werden, wird in den kommenden Wochen und
Monaten sicherlich weiter fortgeführt.



Details

Besuchen Sie uns auf: n-ag.de
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